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Organspende: Bundestag 

hält an bisheriger Zustim-

mungsregelung fest 

Das Parlament hat am Donnerstag über eine Reform 

der Organspende entschieden. Ziel ist es, dass sich 
mehr Menschen als Organspender registrieren als 
bisher. 
 
Seit Jahren hat Deutschland einen Mangel an Organ-
spenden und deutlich geringere Spenderzahlen als 
andere europäische Länder. Laut der Deutschen 
Stiftung Organtransplantation gehört Deutschland 
mit einer durchschnittlichen Rate von 11,2 Spendern 
pro eine Million Einwohner zu den Schlusslichtern im 
internationalen Vergleich. Der Bundestag hat des-
halb am Donnerstag ein Gesetz verabschiedet, mit 
dem die Organspenderzahlen künftig gesteigert 
werden sollen (Drs. 19/11087). 
 
Zur Wahl standen den Abgeordneten zwei konkur-
rierende Gesetzentwürfe, die jeweils von Abgeord-
neten verschiedener Fraktionen erarbeitet wurden 
(Gruppenanträge). Da es sich bei der Organspende 
um eine grundlegende ethische Frage handelt, wur-
den für die Entscheidung keine Fraktionspositionen 
festgelegt. Die Gesetzentwürfe standen für zwei un-
terschiedliche Ansätze – die entscheidende Frage: 
Sollen die Menschen einer späteren Organspende 
wie bisher aktiv zustimmen, oder sollen alle auto-
matisch Organspender sein, wenn sie nicht wider-
sprechen?  
 
Zustimmungslösung oder Widerspruchslö-
sung? 
Der Bundestag hat sich in namentlicher Abstimmung 
mit einer Mehrheit dafür ausgesprochen, die bishe-
rige sogenannte Zustimmungslösung beizubehalten 
und weiterzuentwickeln. Den am Donnerstag be-
schlossenen Gesetzentwurf hat eine Gruppe von Ab-
geordneten um die SPD-Abgeordnete Hilde Mattheis 
erarbeitet.  
 
Das Gesetz setzt weiterhin auf eine freiwillige Ent-
scheidung und ausdrückliche Zustimmung zu einer 
späteren Organspende. Die Bürgerinnen und Bürger 
sollen aber verstärkt informiert und zu einer Ent-
scheidung animiert werden. Ziel ist es, dass sich 
möglichst alle Bürgerinnen und Bürger mit der Frage 
der Organspende auseinandersetzen und ihre Ent-
scheidung dokumentieren. Um das zu erreichen, sol-

len sie regelmäßig zu ihrer Haltung zur Organspende 
befragt werden, etwa wenn sie beim Amt einen 
neuen Ausweis beantragen. Das Gesetz sieht zudem 
vor, dass ein bundesweites Onlineregister eingerich-
tet wird. Hier werden alle Menschen verzeichnet, die 
sich für eine Organspende entschieden haben. 
 
Spende muss Spende bleiben  
In der Debatte sprach sich Mattheis für eine Stär-
kung der Zustimmungsregelung aus: „Eine Spende 
muss eine Spende bleiben.“ Es sei ein aktiver, frei-
williger und selbstbestimmter Akt der Solidarität. 
Zudem betonte Mattheis, dass keineswegs sicher 

sei, dass es mit der Widerspruchslösung zu höheren 
Zahlen bei der Organspende komme. 
„Es gibt keinen signifikanten Zusammenhang zwi-
schen der Wirkung einer Widerspruchslösung und 

den Spenderzahlen.“ Höhere Zahlen in anderen Län-
dern erklärten sich vor allem mit besseren Struktu-
ren in den Krankenhäusern.  
 
Ähnlich sah es die ehemalige Bundesgesundheitsmi-
nisterin Ulla Schmidt (SPD). Dass die Spenderzahlen 
in Deutschland so gering seien, liege nicht an der 
Zustimmungslösung. „Es liegt an den Strukturen in 
den Krankenhäusern, die nicht so sind, wie wir sie 
gerne hätten. Wenn 86 Prozent der Bürgerinnen und 
Bürger sagen, dass sie spendebereit sind, müssen 
wir uns überlegen, wie wir es schaffen, dass sie ihre 
Organe auch tatsächlich spenden“, sagte sie in der 
Debatte. Es komme bei der Organspende darauf an, 
dass die Menschen Vertrauen in das System hätten. 
„Mit der positiven Zustimmung erreichen wir hier 
viel mehr als mit der Widerspruchslösung.“  
 
Bundestag lehnt Widerspruchslösung ab 
Abgelehnt hatte der Bundestag zuvor einen alterna-
tiven Gesetzentwurf, den eine Gruppe um den SPD-
Abgeordneten Karl Lauterbach vorgelegt hatte. Sie 
forderten darin die Einführung einer Widerspruchs-
lösung – und damit eine grundsätzliche Änderung im 
System der Organspende: Alle Bürgerinnen und 
Bürger gelten zunächst als potenzieller Organspen-
der, sofern sie nicht ausdrücklich widersprechen. Im 
Zweifel können auch die nächsten Angehörigen über 
eine Organspende entscheiden, wenn sie glaubhaft 
machen können, dass die Betroffenen kein Spender 
sein wollten.  
 
Deutschland sei bei Organspenden Schlusslicht in 
Europa, sagte Lauterbach in der Bundestagsdebatte. 
„Dabei haben wir eigentlich eine hohe Spendenbe-
reitschaft.“ Was fehle, sei eine einfache, unbürokra-
tische Regelung, wie man zum Spender wird. Diese 
Regelung sei die Widerspruchslösung, für die sich 
auch fast alle mit dem Thema betroffenen Ärzteor-
ganisationen einsetzten. „Es gibt damit keine Pflicht 
zur Spende, sondern eine Plicht, nein zu sagen, 
wenn man nicht spenden will.“ 
 
Auch der SPD-Abgeordnete Thomas Oppermann 
plädierte für die Widerspruchslösung. In allen Län-

dern, in denen sie gelte, seien die Organspender-
zahlen höher als in Deutschland. „Das Selbstbestim-
mungsrecht wird durch die Widerspruchslösung 
nicht beeinträchtigt“, so Oppermann. Im Gegenteil: 
Die Menschen würden dazu animiert, ihr Selbstbe-
stimmungsrecht auszuüben und eine Entscheidung 
zu treffen. 
 
„Das Recht auf Leben ist stärker zu bewerten als das 
Recht, sich nicht entscheiden zu müssen“, sagte 
Matthias Bartke (SPD). Das Problem bei der Organ-
spende seien nicht diejenigen, die nein sagen, son-
dern diejenigen, die sich nicht entscheiden. „Keine 
Entscheidung ist in diesem Fall eben doch eine Ent-
scheidung – eine gegen die Organspende.“ 
 
Das Wichtigste zusammengefasst: Die Zahl der 
Organspender in Deutschland soll mit regelmäßigen 
Abfragen und der Einrichtung eines Onlineregisters 
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gesteigert werden. Der Bundestag hat am Donners-
tag mit 432 von 669 abgegebenen Stimmen für ei-
nen Entwurf einer Abgeordnetengruppe votiert, der 
vorsieht, dass Bürger künftig stärker sensibilisiert 

werden und ihre Spendebereitschaft in einem On-
line-Register festhalten können. Abgelehnt wurde 
der Vorschlag einer Widerspruchsregelung, nach der 
jeder Bürger Organspender geworden wäre, wenn er 
dem nicht zuvor widersprochen hat. 

Strafrechtlicher Schutz bei 

Verunglimpfung der Europäi-

schen Union und ihrer Sym-

bole 

Immer öfter ist zu sehen, dass Flaggen bestimmter 
Länder voller Hass verbrannt werden. Mit einem Ge-
setzentwurf des Bundesrates, den das Parlament am 
Mittwoch in erster Lesung debattiert hat, sollen 
nicht-deutsche staatliche Symbole zukünftig noch 
besser geschützt werden (Drs. 19/14378). 
 
Die Verletzung von Flaggen und Hoheitszeichen aus-
ländischer Staaten ist bereits nach § 104 des Straf-
gesetzbuches (StGB) strafbar. Jedoch wird in § 104 
Absatz 1 StGB das Zerstören oder Beschädigen der 
Flagge eines ausländischen Staates derzeit nur dann 
unter Strafe gestellt, wenn sie auf der Grundlage 
von Rechtsvorschriften oder nach anerkanntem 
Brauch öffentlich gezeigt wird. Diese genannten Vo-
raussetzungen erfüllt beispiels-weise das öffentliche 
Verbrennen einer ausländischen Staatsflagge wäh-
rend einer Demonstration jedoch nicht. 
 
§ 104 StGB hat einen doppelten Schutzzweck: Ge-
schützt ist zum einen das Ansehen ausländischer 
Staaten, zum anderen das Interesse der Bundesre-
publik Deutschland an guten Beziehungen zu ande-
ren Staaten. Denn das öffentlichkeitswirksame Ver-
brennen einer ausländischen Flagge, zum Beispiel 
bei einer Demonstration, kann sowohl das Ansehen 
des ausländischen Staates als auch die guten Bezie-
hungen zu dem Staat beeinträchtigen und soll aus 
diesem Grund zukünftig strafbar sein. 
 
Der neue Tatbestand beschränkt sich auf das Zer-
stören und Beschädigen, weil dadurch symbolhaft 
das Existenzrecht des betroffenen Staates in Frage 
gestellt wird. Betroffen von der neuen Regelung sind 
auch Flaggen, die offenkundig in Anlehnung an die 
offizielle Staatsflagge hergestellt worden und diesen 
ähnlich sind. 
 

Es bedarf nicht der Ermächtigung der Bundes-
regierung 
Eva Högl, zuständige SPD-Fraktionsvizechefin, und 
der Berichterstatter für das Thema, Helge Lindh, er-
läutern die Haltung der SPD-Bundestagsfraktion: 
„Es ist unerträglich, wenn in Deutschland Flaggen 
von Staaten verbrannt werden. Das gilt insbeson-
dere im Fall der israelischen Flagge. Vor dem Hin-
tergrund der schrecklichen nationalsozialistischen 
Verbrechen dürfen wir nicht tatenlos dabei zusehen, 
wenn in Deutschland öffentlich israelische Flaggen 
oder jüdische Symbole zerstört oder beschädigt 

werden. Auch in anderen Staaten würde das Anse-
hen Deutschlands Schaden nehmen, wenn wir es zu-
ließen, dass Flaggen verbrannt werden. Deshalb soll 
das öffentliche Verbrennen von Flaggen ausländi-

scher Staaten unter Strafe gestellt werden.“ 
 
Högl und Lindh führen auch aus, was noch mit dem 
geplanten Gesetz beschlossen wer-den soll: „Wir 
wollen die im Fall des Böhmermann-Gedichtes rele-
vante Ermächtigung der Bundesregierung zur 
Durchführung von Strafverfahren aufgrund von An-
zeigen ausländischer Staatsorgane beseitigen. Die 
Justiz- und Strafverfolgungsbehörden in Deutsch-
land haben ein hohes Maß an Verantwortungsbe-
wusstsein und Erfahrung, um die Frage der Einlei-
tung eines Strafverfahrens beurteilen zu können. 
Dazu bedarf es nicht der Ermächtigung der Bundes-
regierung. Diese Voraussetzung soll deshalb gestri-
chen werden.“ 
 
Heißt: Die bisherige Prozessvoraussetzung, wonach 
die Bundesregierung die Ermächtigung zur Strafver-
folgung erteilt, entfällt. Das Erfordernis des 
Strafverlangens der ausländischen Regierung stellt 
sicher, dass Strafverfahren unterbleiben, die dem 
Interesse des verletzten Staates zuwiderlaufen 
(zum Beispiel wenn der verletzte Staat befürchtet, 
dass durch ein Strafverfahren und die damit verbun-
dene öffentliche Erörterung der Schaden noch ver-
größert wird). 
 
Das Wichtigste zusammengefasst: Der Bundes-
tag hat einen Vorschlag des Bundesrates debattiert, 
durch den künftig die Verbrennung von Flaggen aus-
ländischer Staaten und auch der EU-Flagge unter 
Strafe gestellt werden soll. Denn das schadet nicht 
nur dem Ansehen des betroffenen Staates, sondern 
auch dem Ansehen der Bundesrepublik Deutsch-
lands. 

Verbesserung der Rahmen-

bedingungen von luftsicher-

heitsrechtlichen Zuverlässig-

keitsüberprüfungen 

Ein Gesetzentwurf der Koalition soll zu einer weite-
ren Verbesserung der Luftsicherheit führen. Am 
Mittwoch hat sich der Bundestag in erster Lesung 
mit der Vorlage befasst (Drs. 19/16428). 
 
Der Hintergrund: Angriffe sogenannter Innentäter 
können heute eine große Bedrohung für die Sicher-
heit des zivilen Luftverkehrs darstellen. Zum Schutz 

vor derartigen Angriffen wird die Zuverlässigkeit al-
ler Personen überprüft, die in besonderer Weise Ein-
fluss auf die Sicherheit des Luftverkehrs nehmen 
können.  
 
Hierzu sollen die Rahmenbedingungen dieser so ge-
nannten luftsicherheitsrechtlichen Zuverlässigkeits-
überprüfungen maßgeblich verbessert werden. Im 
Wesentlichen sollen die Möglichkeiten des Informa-
tionsaustausches zwischen den Luftsicherheits- und 
an-deren Behörden (insbesondere der Bundespolizei 
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und den Zollbehörden) zum Zweck der Zuverlässig-
keitsüberprüfung von luftsicherheitsrelevanten Per-
sonen erweitert werden. 
 

Darüber hinaus werden die gesetzlichen Grundlagen 
für ein bundesweites Luftsicherheitsregister ge-
schaffen, um die Verarbeitung und den Austausch 
von Informationen über Zuverlässigkeitsüberprü-
fungen zu erleichtern und zu modernisieren. Eine 
Evaluierung des Gesetzesvorhabens ist innerhalb 
von fünf Jahren nach dessen Inkrafttreten vorgese-
hen. 
 
Das Wichtigste zusammengefasst: Personen, 
die in dem hochsensiblen Bereich Luftsicherheit tätig 
sind, müssen besonders auf ihre Zuverlässigkeit 
überprüft werden. Die Möglichkeiten des Informati-
onsaustausches zwischen den Luftsicherheits- und 
anderen Behörden, zum Beispiel der Bundespolizei, 
sollen dementsprechend verbessert werden. 

Versuchsstrafbarkeit des   

Cybergroomings 

Am Freitag hat der Bundestag in 2/3. Lesung einen 
Gesetzentwurf zur Versuchsstrafbarkeit des Cy-
bergroomings verabschiedet (Drs. 19/13836). 
 
Das Ansprechen von Kindern im Internet mit dem 
Ziel der Anbahnung sexueller Kontakte ist seit dem 
Jahre 2004 als sogenanntes Cybergrooming straf-
bar. Da die Norm jedoch bereits vorbereitende 
Handlungen des Täters unter Strafe stellt, wird die-
ser Tatbestand nach geltendem Recht ausdrücklich 
von der Versuchsstrafbarkeit ausgenommen. Der 
Straftatbestand greift deshalb bisher dann nicht, 
wenn der Täter irrig glaubt, auf ein Kind einzuwir-
ken, tatsächlich aber mit einem Erwachsenen, zum 
Beispiel einem Elternteil oder Ermittler, kommuni-
ziert. 
 
Mit dem neuen Gesetz stellt das Parlament nun den 
Versuch des Cybergroomings in Zukunft unter 
Strafe, wenn die Vollendung der Tat allein daran 
scheitert, dass der Täter irrig annimmt, auf ein Kind 
einzuwirken.  
 
Zudem erweitern die Abgeordneten die Handlungs-
möglichkeiten der Strafverfolgungsbehörden im 
Rahmen der Ermittlungen wegen des Verdachts der 
Kinderpornographie. Die einschlägigen Foren ver-
langen von den Nutzern zumeist, dass diese bei der 

erstmaligen Registrierung und dann in regelmäßigen 
Abständen als „Vertrauensbeweis“ selbst kinderpor-
nographisches Material zur Verfügung stellen. Den 
Ermittlungsbehörden ist nach geltendem Recht der 
Zugang zu diesen Foren daher erheblich erschwert.  
 
Die neue Regelung soll den Strafverfolgungsbehör-
den nun unter engen Voraussetzungen erlauben, 
kinderpornographische Schriften künstlich (compu-
tergeneriert) herzustellen und für Ermittlungen zu 
verwenden. Die Nutzung von echten Bildern bleibt 
selbstverständlich verboten. Diese dürfen auch nicht 
zur Herstellung der künstlichen Bilder verwendet 
werden. 
 

Das Wichtigste zusammengefasst: Die Koalition 
will mit einem neuen Gesetz Kinder und Jugendliche 
im Internet besser schützen. Täter können dann 
noch effektiver verfolgt werden, wenn sie mit dem 

Ziel im Netz unterwegs sind, sexuellen Missbrauch 
oder die Herstellung von Kinderpornografie anzu-
bahnen. Künftig soll es auch strafbar sein, wenn die 
Täter nur glauben, mit einem Kind zu kommunizie-
ren – tatsächlich aber mit verdeckten Ermittlern o-
der den Eltern Kontakt haben. 

Einführung einer Wohnungs-

losenstatistik 

Wohnungslosigkeit gehört zu den schlimmsten For-
men von Armut. Sie führt nicht nur zu sozialer Aus-
grenzung, sondern bringt die betroffenen Menschen 
in eine extrem kritische Lage. Die Politik muss daher 
wirksam gegen Wohnungslosigkeit vorgehen. Bund, 
Länder und Kommunen sind hier gleichermaßen ge-
fordert. Allerdings stehen bislang keine belastbaren 
Daten und Statistiken darüber zur Verfügung, wie 
viele Menschen tatsächlich von Wohnungslosigkeit 
betroffen sind. Das soll sich ändern.  
 
Der Deutsche Bundestag hat am Donnerstag in 2./3. 
Lesung den Gesetzentwurf der Koalition zur Einfüh-
rung einer Wohnungslosenberichterstattung be-
schlossen (Drs. 19/15651). Dabei sollen unter an-
derem das Alter, Geschlecht, die Staatsangehörig-
keit und die Haushaltsgröße erfasst sowie dokumen-
tiert werden, in welcher Art Unterkünfte die be-
troffenen Menschen seit wann leben.  
 
Das Parlament kommt damit langjährigen Forderun-
gen sozialpolitischer Verbände und der Bundeslän-
der nach. Mit einem Änderungsantrag greifen die 
Abgeordneten die Anregung der Ausschussanhörung 
auf, die Statistik mittelfristig – soweit möglich – auf 
eine breitere Datengrundlage zu stellen. Außerdem 
soll sich die Berichterstattung auch auf Straßenob-
dachlosigkeit und Menschen, die bei Verwandten o-
der Freunden unterkommen, beziehen. Und es soll 
eine Revisionsklausel geben, die eine Anpassung des 
Gesetzes an die gesammelte Datenlage ermöglichen 
soll. 
 
Mit der neuen, gesetzlich geregelten Bundesstatistik 
schafft die Koalition erstmals eine solide Daten-
grundlage zur Wohnungslosigkeit in Deutschland. 
Die Statistik soll dazu beitragen, um vor Ort pas-
sende Maßnahmen und Präventionsprogramme auf 

den Weg zu bringen, die Wohnungs- und Obdachlo-
sigkeit vermeiden. 
 
Die Wohnungslosen-Statistik ist ein wichtiger erster, 
längst überfälliger Schritt, der auch dem Armuts- 
und Reichtumsbericht der Bundesregierung eine 
bessere Aussagekraft in Bezug auf dieses Thema er-
möglicht. 
 
Das Wichtigste zusammengefasst: Ein neues 
Gesetz sieht vor, erstmals 2022 eine genaue Statis-
tik darüber zu erfassen, wie viele Menschen in 
Deutschland ohne Wohnung und dementsprechend 
in für sie vorgesehenen Notunterkünften der Städte 
und Gemeinden untergebracht sind. Die Statistik soll 
dazu beitragen, um vor Ort passende Maßnahmen 
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und Präventionsprogramme auf den Weg zu brin-
gen, die Wohnungs- und Obdachlosigkeit vermei-
den. 

Bagatellgrenze 

Neuer Anwendungserlass des Bundesfinanzministe-

riums informiert oberste Finanzbehörden der Länder 
über zollrechtliche Detailfragen. 
 
Unverändert bleibt die Tatsache, dass die Wert-
grenze zum Ende des Jahres entfällt, in dem das sich 
aktuell in der Entwicklung befindende IT-Verfahren 
zur automatisierten Erteilung der Ausfuhrbescheini-
gungen in Deutschland in Betrieb geht. 
 
Die neuen Detailregelungen schaffen jetzt Klarheit. 
Aus meiner Sicht können damit der Handel, der Zoll 
und die im süddeutschen Raum wohnende Bevölke-
rung gut leben. 
 
Hier die Berichterstattung im Südkurier 
https://www.suedkurier.de/ueberregional/wirt-
schaft/Nach-Gruene-Zettel-Chaos-zu-Jahresbe-
ginn-Details-zur-Mehrwertsteuerrueckerstattung-
fuer-Schweizer-nun-in-Kraft;art416,10405595  

Heizspiegel 2019 -            

Klimaschutz und Geldsparen 

im eigenen Zuhause 

Deutschlands bestes Vergleichswerkzeug für Heiz-
kosten: Heizspiegel 2019 
 
Aktiver Klimaschutz beginnt im eigenen Zuhause. 
Mit dem Heizspiegel können Mieter und Eigentümer 
die Verbräuche und Heizkosten ihres Wohngebäudes 
bewerten. Und mit dem interaktiven Heizkosten-
rechner HeizCheck kann sogar jeder ganz individuell 
herausfinden, wie groß das Sparpotenzial in den ei-
genen vier Wänden ist. Viele Mieter können übrigens 
mit kleinen Tricks ihre Heizkosten deutlich senken – 
ohne auf Komfort zu verzichten. Auch hierzu gibt der 
Heizspiegel Tipps. 
 
Mit seinen umfangreichen Vergleichstabellen hilft 
der „Heizspiegel 2019“ Verbraucherinnen und Ver-
brauchern dabei, den eigenen Energieverbrauch für 
Heizung und Warmwasser richtig einzuschätzen, 
Energiesparpotenziale aufzudecken und letztendlich 
Kosten zu sparen. Erstellt wird der Heizspiegel von 
der gemeinnützigen Beratungsgesellschaft co2on-
line im Auftrag des Bundesumweltministeriums im 
Rahmen der Kampagne „Mein Klimaschutz“ und in 
Kooperation mit dem Deutschen Mieterbund sowie 

dem Verband kommunaler Unternehmen. 
 
Wärmeverluste tragen entscheidend zum fortschrei-
tenden Klimawandel bei. Der Gebäudesektor verur-
sacht laut Umweltbundesamt etwa 35 Prozent des 
Endenergieverbrauchs und etwa 30 Prozent der 
CO2-Emissionen in Deutschland. 
 
In einem energetisch sanierten Mehrfamilienhaus 
mit Erdgas-Zentralheizung entstehen in einer 70-
Quadratmeter-Wohnung pro Jahr etwa 1,5 Tonnen 

klimaschädliches CO2 durchs Heizen. In einem ener-
getisch schlechteren Gebäude sind es im Schnitt 3,8 
Tonnen. Um diesen CO2-Unterschied zu kompensie-
ren, müssten pro Gebäude rund 200 Bäume zusätz-

lich gepflanzt werden. 
 
Die kostenfreien Beratungsangebote finden 
sich online unter 
www.heizspiegel.de 

Statt in die Zukunft zu inves-

tieren, verhakt sich die FDP 

im Gestern 

Die FDP greift tief in die marktliberale Mottenkiste 
bei ihrem Landesparteitag in Fellbach und auf dem 
Dreikönigstreffen in Stuttgart. Statt mutiger Inves-
titionen in Zukunftstechnologien und der Sicherung 
der Wettbewerbsfähigkeit Deutschlands, insbeson-
dere der Automobilindustrie, versucht sie ein totes 
Pferd zu reiten. Der FDP fehlt der Mut zu Verände-
rungen und zur Modernisierung unseres Landes. 
Laut Greentech-Atlas von Roland Berger wird sich 
zwischen 2016 und 2025 das Gesamtvolumen der 
deutschen Märkte für Klima- und Umwelttechnolo-
gien von 347 Milliarden Euro auf voraussichtlich 738 
Milliarden Euro erhöhen. Um dies ökologischen 
Marktchancen zu nutzen, braucht es auch staatliche 
Anreize. Dazu gehört auch, dass die Bürger und 
Kommunen vor Ort auch etwas davon haben, des-
halb ist die SPD-Forderung für ein Bürgergeld bei 
Windkraftanlagen richtig. 
Stattdessen spricht die FDP beim Bürgergeld, das 
zur Akzeptanz von Windkraftanlagen beitragen soll, 
von Planwirtschaft. Ich würde sagen, die FDP hält an 
ihrem Modell, Gewinne zu privatisieren und Verluste 
zu sozialisieren fest. Diese FDP-Politik hat die Bun-
desbürger schon einmal bei der Verlängerung der 
Laufzeiten für Atomkraftwerke allein durch die ver-
korkste Brennelementesteuer 7,5 Mrd. Euro gekos-
tet. Die Milliarden wären besser in Zukunftstechno-
logien investiert worden. 
 
Hier geht es zur Meldung auf sueddeutsche.de 
https://www.sueddeutsche.de/politik/parteien-fell-
bach-fdp-will-mitregieren-schlappe-fuer-theurer-
beim-klimaschutz-dpa.urn-newsml-dpa-com-
20090101-200104-99-347315 

https://www.suedkurier.de/ueberregional/wirtschaft/Nach-Gruene-Zettel-Chaos-zu-Jahresbeginn-Details-zur-Mehrwertsteuerrueckerstattung-fuer-Schweizer-nun-in-Kraft;art416,10405595
https://www.suedkurier.de/ueberregional/wirtschaft/Nach-Gruene-Zettel-Chaos-zu-Jahresbeginn-Details-zur-Mehrwertsteuerrueckerstattung-fuer-Schweizer-nun-in-Kraft;art416,10405595
https://www.suedkurier.de/ueberregional/wirtschaft/Nach-Gruene-Zettel-Chaos-zu-Jahresbeginn-Details-zur-Mehrwertsteuerrueckerstattung-fuer-Schweizer-nun-in-Kraft;art416,10405595
https://www.suedkurier.de/ueberregional/wirtschaft/Nach-Gruene-Zettel-Chaos-zu-Jahresbeginn-Details-zur-Mehrwertsteuerrueckerstattung-fuer-Schweizer-nun-in-Kraft;art416,10405595
www.heizspiegel.de
https://www.sueddeutsche.de/politik/parteien-fellbach-fdp-will-mitregieren-schlappe-fuer-theurer-beim-klimaschutz-dpa.urn-newsml-dpa-com-20090101-200104-99-347315
https://www.sueddeutsche.de/politik/parteien-fellbach-fdp-will-mitregieren-schlappe-fuer-theurer-beim-klimaschutz-dpa.urn-newsml-dpa-com-20090101-200104-99-347315
https://www.sueddeutsche.de/politik/parteien-fellbach-fdp-will-mitregieren-schlappe-fuer-theurer-beim-klimaschutz-dpa.urn-newsml-dpa-com-20090101-200104-99-347315
https://www.sueddeutsche.de/politik/parteien-fellbach-fdp-will-mitregieren-schlappe-fuer-theurer-beim-klimaschutz-dpa.urn-newsml-dpa-com-20090101-200104-99-347315
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Gespräch mit Bundespolizis-

tinnen aus Baden-Württem-

berg 

 
© Foto: DBT/ Inga Haar 
 
Die Frauengruppe der Gewerkschaft der Polizei, Be-
zirk Bundespolizei Baden-Württemberg, hat mit mir 
im Deutschen Bundestag über die mangelnde Wert-
schätzung für die Arbeit der Polizei bei ihren Einsät-
zen gesprochen. 
 
Die Polizistinnen haben mir von ihrer täglichen Ar-
beit, den Arbeitsbedingungen und der mangelnden 
Anerkennung für ihren Einsatz berichtet. Nicht nur 
Politiker merken tagtäglich bei den Bundestagsde-
batten und in den sozialen Medien, dass der Ton in 
unserer Gesellschaft rauer geworden ist. Auch die 
Polizeibeamtinnen und -beamten vermissen zurecht 
die Wertschätzung für ihre Arbeit und ein respekt-
volles Miteinander. Wir hören von immer mehr Pö-
beleien und mitunter auch gewalttätigen Übergriffen 
auf Einsatzkräfte. Dabei haben gerade diese Men-
schen, beispielsweise die zahlreichen Polizistinnen 
und Polizisten in unserem Land, für ihren täglichen 
Einsatz unsere Anerkennung verdient. Ich finde es 
wichtig einander zuzuhören und finde es gut, dass 
die Polizistinnen bei diesem Besuch ihrem Ärger ein-
fach mal Luft gemacht haben. Ich habe größten Res-
pekt vor der Leistung unserer Beamtinnen und Be-
amten und möchte Ihnen an dieser Stelle einfach 
noch mal Danke sagen und allen Polizistinnen und 
Polizisten auf diesem Weg eine besinnliche Weih-
nachtszeit wünschen. 
 

Am Abend vor dem Gespräch mit der Waldshuter 
Abgeordneten waren die Bundespolizistinnen zu 
Gast in der Landesgruppe Baden-Württemberg der 
SPD-Bundestagsfraktion. Hier kamen die auch die 

aktuellen Maßnahmen der Bundesregierung zur 
Sprache, um die Bundespolizei zu stärken. 
 
Seit 2016 haben wir 15.000 zusätzliche Stellen bei 
den Sicherheitsbehörden des Bundes geschaffen. Al-
lein mit dem kürzlich verabschiedeten Bundeshaus-
halt 2020 ermöglichen wir die Einstellung von wei-
teren 1.000 Anwärtern für die Bundespolizei. Aber 
es geht nicht darum durch neue Stellen die Bundes-
polizei zu stärken, sondern auch für bestehende Po-
lizistinnen und Polizisten die Rahmenbedingungen 
für ihre Arbeit zu verbessern. So haben wir bei-
spielsweise die Hebung von 1.000 Tarifstellen von 
Besoldungsstufe E5 auf E8 sowie die Hebung von 40 
Planstellen für Fachoberlehrer von A13g nach je 20 
Stellen A13h und A14 beschlossen. Damit ermögli-
chen wir insbesondere den Verbleib der Stelleninha-
ber bei der Bundespolizei, durch eine vergleichbare 
Besoldung zu Lehrerstellen bzw. Stellen in den Kom-
munen. 
 
Bei dem Gespräch im Reichstagsgebäude war neben 
einem respektvollen Miteinander auch der Klima- 
und Umweltschutz ein wichtiges Diskussionsthema. 
Die Frauengruppe der Polizeigewerkschaft bemän-
gelte beispielsweise, dass im Einsatz unzählige Plas-
tikwasserflaschen an die Beamtinnen und Beamten 
verteilt werden. Hier sehen die Polizistinnen drin-
genden Handlungsbedarf und eine gute Möglichkeit, 
auch bei der Polizei einen wichtigen Beitrag zum 
Klima- und Umweltschutz zu leisten. 
 
Die Polizistinnen erwägen jetzt eine Initiative für 
wiederbefüllbare Leichtflaschen im Einsatz. Und na-
türlich setzen wir uns auch im BMU intensiv mit der 
Frage auseinander, wie Nachhaltigkeit im Beschaf-
fungswesen der Regierung umgesetzt werden kann. 
Die Öffentliche Hand muss beim Klima- und Umwelt-
schutz auch immer eine Vorbildfunktion haben. 
Wenn wir den Bürgerinnen und Bürgern zeigen wol-
len, wie wichtig der Klimaschutz für uns alle ist, 
müssen wir hier mit gutem Beispiel vorangehen. 

  

 
 



  

 

 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Liebe Leserinnen und Leser,  
 
ich hoffe Sie hatten eine spannende Lektüre! Den Menschen bei uns im Wahlkreis und in unserer Region möchte 
ich auch ein wichtiger Ansprechpartner für ihre Anliegen und Sorgen sein. Gerne können Sie sich jederzeit tele-
fonisch, per E-Mail oder ganz klassisch per Brief an mich wenden. Ich freue mich auf Ihre Nachricht!  
 
Für mehr Informationen zu meiner politischen Arbeit im Wahlkreis und in Berlin besuchen Sie mich auch gerne 
auf meiner Homepage und bei facebook oder folgen mir auf Twitter und Instagram!  
 

 
 
 
 
Kontakt 
 
Abgeordnetenbüro Berlin: 
 
Rita Schwarzelühr-Sutter, MdB 
Platz der Republik 1 
11011 Berlin 
T: 030 – 227 73 071 
F: 030 – 227 76 173 

E: rita.schwarzeluehr-sutter@bundestag.de 
 

Wahlkreisbüro Waldshut-Tiengen: 
 
Rita Schwarzelühr-Sutter, MdB 
Wallstr. 9 / Kaiserstr. 22 
79761 Waldshut-Tiengen 
T: 07751 – 91 76 881 
F: 07751 – 91 76 882 

E: rita.schwarzeluehr-sutter.wk@bundestag.de 

 

Home:  
Facebook: 
Twitter: 
Instagram: 

www.schwarzelühr-sutter.de 
facebook.com/schwarzeluehrsutter 
twitter.com/rischwasu 
instagram.com/rischwasu/ 
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